
 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
anwendbar auf Aufträge, die einem im Register Belastingadviseurs eingetragenen Steuerberater erteilt werden. 
 
Artikel 1 - Allgemeines 
  
1.1 In diesen allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten die nachfolgenden Definitionen: 
 
a) Auftraggeber: die einen Auftrag erteilende Partei; 
 
b) Auftragnehmer: die natürliche Person, die Mitglied des Register Belastingadviseurs ist, oder die Rechtsperson, 
von der ein oder mehrere Geschäftsführer Mitglied(er) des Register Belastingadviseurs ist/sind. 
 
c) Auftrag bzw. Vertrag: der Dienstleistungsvertrag, in dem sich der Auftragnehmer gegenüber dem Auftraggeber 
zur Verrichtung bestimmter, in den üblichen Tätigkeitsbereich eines Steuerberaters anfallender Tätigkeiten, 
verpflichtet. Zu diesen Tätigkeiten gehören allen Tätigkeiten, die in Auftrag gegeben werden, sowie alle weiteren 
Tätigkeiten, die sich aus dem Auftrag ergeben oder sich darauf beziehen, worunter auch, aber nicht ausschließlich: 
- die Beratung hinsichtlich steuerrechtlichen Fragen, 
- die Bearbeitung von Steuererklärungen, 
- das Auftreten als Bevollmächtigter in steuerrechtlichen Antrags-, Beschwerde- und Rechtsmittelverfahren, 
worunter Berufungsverfahren und Revisionsverfahren, 
- die vollumfängliche oder teilweise Erstellung von Buchführungen, 
- die Erstellung von Geschäftsberichten und anderen finanziellen Übersichten, wie Jahresabschlüssen, 
Jahresberichten und Bonitätsberichten, 
- das Vorstehende gilt im weitesten Sinne des Wortes und umfasst auf jeden Fall die in der Auftragsbestätigung 
aufgeführten Tätigkeiten. 
 
1.2 Alle Aufträge werden ausschließlich von dem Auftragnehmer angenommen und ausgeführt, unter Ausschluss 
der Artikel 7:404 und 7:407 Absatz 2 BW, ungeachtet dessen, ob der Auftraggeber den Auftrag ausdrücklich oder 
stillschweigend im Hinblick auf dessen Ausführung durch eine oder mehrere bestimmte Person(en) erteilt hat. 
 
1.3 Alle Klauseln in diesen allgemeinen Geschäftsbedingungen wurden unter anderem zum Zwecke all derjenigen 
Personen erstellt, die für den Auftragnehmer im Rahmen der Ausführung dieses Auftrags tätig sind und/oder 
waren, worunter das Personal und Hilfskräfte des Auftragnehmers fallen sowie Dritte, worunter Geschäftsführer, 
Gesellschafter, Teilhaber und Untergebene des Auftragnehmers.  
Sie können sich gegenüber dem Auftraggeber hierauf berufen. 
 
Artikel 2 - Anwendbarkeit 
 
2.1 Diese allgemeinen Geschäftsbedingungen finden Anwendung auf alle Aufträge bzw. Verträge zwischen dem 
Auftragnehmer und dem Auftraggeber beziehungsweise ihren Rechtsnachfolgern, sowie auf alle sich daraus 
ergeben und/oder damit zusammenhängenden Verträgen, sowie auf alle von dem Auftragnehmer unterbreiteten 
Angebote und/oder Offerten. 
 
2.2 Die Anwendbarkeit eventueller allgemeinen Geschäftsbedingungen des Auftraggebers wird von dem 
Auftragnehmer ausdrücklich abgelehnt. 
 
2.3 Von diesen allgemeinen Geschäftsbedingungen abweichende Klauseln sind ausschließlich nach schriftlicher 
Bestätigung des Auftragnehmers gegenüber dem Auftraggeber wirksam. Diese Abweichungen von oder Zusätze zu 



 

den allgemeinen Geschäftsbedingungen haben ausschließlich in Bezug auf betreffenden Vertrag, es sei denn, dass 
etwas anderes schriftlich vereinbart wird.  
 
2.4 Im Falle von Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit einer Bestandteils dieser allgemeinen Geschäftsbedingungen oder 
des Vertrags ausmachenden Klausel hat der Vertrag im Übrigen weitestgehend Bestand und wird die betreffende 
Klausel unverzüglich durch eine Klausel, deren Inhalt der ursprünglichen Klausel so viel wie möglich entspricht, 
ersetzt.  
 
Artikel 3 - Zustandekommen des Vertrags 
 
3.1 Der Vertrag kommt zu dem Zeitpunkt zu Stande, an dem der Auftragnehmer die durch den Auftraggeber und 
den Auftragnehmer unterzeichnete Auftragsbestätigung zurückerhalten hat. 
Die Auftragsbestätigung basiert auf den dem Auftragnehmer zu dem Zeitpunkt der Unterzeichnung von dem 
Auftraggeber erteilten Informationen. Es wird angenommen, dass die Auftragsbestätigung den Vertrag richtig und 
vollständig wiedergibt.  
 
3.2 Im Falle einer mündlichen Beauftragung oder falls die unterzeichnete Auftragsbestätigung (noch) nicht 
empfangen wurde, wird ein Vertragsschluss unter der Anwendbarkeit dieser allgemeinen Geschäftsbedingungen 
zu dem Zeitpunkt angenommen, zu welchem der Auftragnehmer auf Verlangen des Auftraggebers mit der 
Auftragsausführung begonnen hat.  
 
Artikel 4 - Angaben und Informationen 
 
4.1 Der Auftraggeber ist verpflichtet, sämtliche vom Auftragnehmer angeforderten Angaben und Informationen 
sowie die Angaben und Informationen, die der Auftragnehmer nach Erachten des Auftraggebers zur korrekten 
Auftragsausführung benötigt,  
a) rechtzeitig und 
b) in der vom Auftragnehmer verlangten Form und 
c) auf die vom Auftragnehmer gewünschte Weise  
zur Verfügung zu stellen.  
 
4.2 Der Auftraggeber garantiert die Richtigkeit, Vollständigkeit, Verlässlichkeit und Rechtmäßigkeit der dem 
Auftragnehmer von ihm ausgehändigten Angaben und Informationen, auch wenn diese von Dritten stammen oder 
zur Verfügung gestellt werden, insofern sich aus der Art des Auftrags nichts anderes ergibt.  
 
4.3 Der Auftraggeber ist verpflichtet, den Auftragnehmer unverzüglich über alle, im Zusammenhang mit der 
Auftragsausführung eventuell wichtigen Tatsachen und Umstände zu informieren. 
 
4.4 Der Auftragnehmer hat das Recht die Auftragsausführung aufzuschieben, bis der Auftraggeber die im ersten, 
zweiten und dritten Absatz genannten Verpflichtungen erfüllt hat. 
 
4.5 Die sich aus der Verzögerung der Erfüllung der im ersten, zweiten und dritten Absatz genannten 
Verpflichtungen des Auftraggebers ergebenden zusätzlichen Kosten, den zusätzlichen Zeitaufwand sowie sonstige 
Schäden des Auftragnehmers gehen auf Rechnung und Risiko des Auftraggebers. 
 
4.6 Auf erstes Verlangen des Auftraggebers erfolgt die Rückgabe der dem Auftragnehmer von dem Auftraggeber 
ausgehändigten Originalunterlagen an den Auftraggeber.  
 



 

4.7 Der Auftraggeber haftet für die ordnungsgemäße Einhaltung der anwendbaren Gesetze und Vorschriften auf 
dem Gebiet des Datenschutzes, worunter die dem Auftragnehmer zur Verfügung zu stellenden persönlichen 
Angaben in Bezug auf sein Personal, Kunden oder Dritte, auch wenn diese Informationen von Dritten stammen 
oder von diesen in seinem Auftrag zur Verfügung gestellt werden. Der Auftragnehmer kann im Zusammenhang mit 
einer nicht ordnungsgemäßen oder ausbleibenden Einhaltung des Auftraggebers nicht haftbar gemacht werden. 
 
Artikel 5 - Ausführung des Auftrags 
 
5.1 Der Auftragnehmer bestimmt die Art und Weise, worauf und durch welche Peron(en) der Auftrag ausgeführt 
wird, allerdings unter weitestgehender Berücksichtigung der vom Auftraggeber geäußerten Präferenzen. 
 
5.2 Der Auftragnehmer wird ausschließlich nach Einwilligung des Auftraggebers gegebenenfalls Dritte bei der 
Auftragsausführung einsetzen.  
 
5.3 Der Auftragnehmer wird die Tätigkeiten nach bestem Wissen und Gewissen und als sorgfältig handelnder 
Berufsträger ausführen. Allerdings kann der Auftragnehmer das Erzielen eines bestimmten geplanten Ergebnisses 
nicht garantieren.  
 
5.4 Die Auftragsausführung erfolgt unter Berücksichtigung der anwendbaren (Berufs-)Vorschriften und 
gesetzlichen Vorgaben. Der Auftraggeber gewährt seine stetige und vollumfängliche Mitarbeit bezüglich der 
hiervor erwähnten und sich für den Auftragnehmer ergebenden Verpflichtungen. 
 
5.5 Dem Auftraggeber ist bekannt, dass der Auftragnehmer aufgrund des niederländischen Geldwäschegesetzes 
„Wet ter voorkoming van witwassen en financieren van terrorisme (Wwft)“: 
a) verpflichtet sein kann, eine Prüfung der Identität des Auftraggebers und/oder Kunden vorzunehmen; 
b) verpflichtet sein kann, eine Meldung bestimmter Transaktionen bei den dafür zuständigen und staatlich 
eingesetzten Behörden vorzunehmen. 
 
5.6 Die (Berufs-)Vorschriften bestehen mindestens aus den Regelungen des Reglement Beroepsuitoefening van het 
Register Belastingadviseurs. 
 
5.7 Der Auftragnehmer schließt für Schäden, die infolge der Einhaltung der für den Auftragnehmer geltenden 
Gesetze und (Berufs-)Vorschriften entstehen, jegliche Haftung aus.  
 
5.8 Der Auftragnehmer legt für den Auftrag eine Akte mit Kopien der relevanten Unterlagen an, die Eigentum des 
Auftragnehmers ist. 
 
5.9 Auftragnehmer und Auftraggeber werden, auf entsprechendes Verlangen einer der Parteien, während der 
Auftragsausführung mittels elektronischer Mail miteinander kommunizieren können. Auftraggeber und 
Auftragnehmer sind gegenseitig nicht haftbar für Schäden, die aus der Nutzung elektronischer Mail entstehen. 
Sowohl der Auftraggeber als der Auftragnehmer werden alles ihnen Mögliche zur Vermeidung von Risiken, wie 
beispielsweise der Verbreitung von Viren und Verfälschung, unternehmen.  
 
5.10 Im Falle von Zweifeln bezüglich des Inhalts und/oder Versands elektronischer Post sind die Datenauszüge aus 
dem Computersystem des Auftragnehmers maßgeblich.  
 
 
 



 

Artikel 6 - Fristen 
 
6.1 Fristen, innerhalb derer Tätigkeiten abgeschlossen sein müssen, sind nur im Falle einer entsprechenden 
schriftlichen Vereinbarung verbindlich. 
 
6.2 Schuldet der Auftraggeber eine Vorschusszahlung oder hat er vor Beginn der Auftragsausführung Daten und 
Informationen zur Verfügung zu stellen, dann beginnt eine mögliche Frist, innerhalb welcher Tätigkeiten 
abgeschlossen sein müssen, nicht, bevor der Auftragnehmer die vollständige Zahlung erhalten hat, 
beziehungsweise ihm die gesamten Angaben und Informationen zur Verfügung gestellt wurden. 
 
6.3 Der Vertrag kann - wenn nicht eine anhaltende Unmöglichkeit der Ausführung feststeht - von dem 
Auftraggeber nicht wegen einer Fristüberschreitung aufgelöst werden, sondern erst nachdem der Auftraggeber 
dem Auftragnehmer nach Verstreichen der vereinbarten Frist eine angemessene Frist zur nachträglichen 
(vollständigen) Auftragsausführung gesetzt hat und der Auftragnehmer auch dann den Auftrag nicht oder nicht 
vollständig innerhalb der neuerlich gesetzten Frist ausgeführt hat. 
 
Artikel 7 - Anfang, Dauer, Kündigung 
 
7.1 Der Vertrag wird für unbefristete Zeit geschlossen, wenn sich aus Inhalt, Art oder Zweck des erteilten Auftrags 
nicht ergibt, dass dieser für eine bestimmte Dauer geschlossen wurde.  
 
7.2 Auftraggeber und Auftragnehmer können den Vertrag jederzeit (zwischenzeitlich) unter Berücksichtigung einer 
Kündigungsfrist von drei Tagen kündigen, wenn nicht Gründe vTreu und Glauben (redelijkheid en billijkheid) einer 
Kündigung oder einer derart kurzfristigen Kündigung entgegenstehen. Die Kündigung muss der anderen Partei 
schriftlich mitgeteilt werden.  
 
7.3 Der Vertrag kann per Einschreiben sowohl vom Austragnehmer als auch vom Auftraggeber (zwischenzeitlich) 
ohne Berücksichtigung einer Kündigungsfrist gekündigt werden, wenn die andere Partei zur Schuldbegleichung 
nicht in der Lage ist oder wenn ein Insolvenzverwalter, Zwangsverwalter oder Liquidator bestellt wurde, die andere 
Partei von einer Umschuldung (schuldsanering) betroffen ist, oder sie aus irgendeinem anderen Grund ihre 
Aktivitäten einstellen muss, oder aber wenn die andere Partei ein Vorliegen einer der genannten Gründe bei der 
anderen Partei annimmt oder eine derartige Situation entstanden ist, die die fristlose Kündigung im Interesse der 
kündigenden Partei rechtfertigt.  
 
7.4 Der Auftragnehmer behält sich in allen Fällen von (zwischenzeitlicher) Kündigung das Recht auf Begleichung 
der Rechnungen für die von ihm bis zu dem Zeitpunkt ausgeführten Tätigkeiten vor, wobei der Auftragnehmer dem 
Auftraggeber nach Eingang der Zahlung vorbehaltlich die vorläufigen Ergebnisse seiner bis dahin ausgeführten 
Tätigkeiten zur Verfügung stellt. 
 
7.5 Nimmt der Auftraggeber eine (zwischenzeitliche) Kündigung vor, hat der Auftragnehmer das Recht auf 
Erstattung aller ihm entstandenen und glaubhaft nachzuweisenden Verluste und hinzukommenden Kosten, die 
dem Auftragnehmer angemessenerweise infolge der vorzeitigen Beendigung des Vertrags entstanden sind und 
noch entstehen (wie unter anderem Kosten eventueller Subunternehmer), es sei denn, der Kündigung liegen 
bestimmte Tatsachen und Umstände zugrunde, die dem Auftragnehmer zuzurechnen sind. 
 
7.6 Nimmt der Auftragnehmer eine (zwischenzeitliche) Kündigung vor, hat der Auftraggeber das Recht auf dessen 
Mitwirkung an der Übertragung der Tätigkeiten auf einen Dritten, wenn der Kündigung nicht bestimmte Tatsachen 
und Umstände zugrunde liegen, die dem Auftraggeber zuzurechnen sind. 



 

 
7.7 Birgt eine Übertragung von Tätigkeiten für den Auftragnehmer zusätzliche Kosten, werden diese dem 
Auftraggeber in Rechnung gestellt. 
 
7.8 Bei Beendigung des Vertrags müssen beide Parteien alle sich in ihrem Besitz befindlichen Güter, Sachen und 
Dokumente, die zum Eigentum der anderen Partei gehören, unverzüglich der anderen Partei aushändigen.  
 
Artikel 8 - Intellektuelles Eigentum 
 
8.1 Alle Rechte in Bezug auf geistige Erzeugnisse des Auftragnehmers, die dieser bei der Auftragsausführung 
entwickelt oder verwendet hat, unter anderem Beratungen, Arbeitsmethoden, (Muster)Verträge, Systeme, 
Systementwürfe und Computerprogramme, stehen dem Auftragnehmer zu, insofern sie nicht bereits einem 
Dritten zustehen.  
 
8.2 Vorbehaltlich einer ausdrücklichen vorangegangenen schriftlichen Einwilligung des Auftragnehmers ist es dem 
Auftraggeber untersagt, die geistigen Erzeugnisse oder deren Festlegung auf Datenträgern, beides zusammen mit 
oder durch Beauftragung Dritter zu vervielfältigen, zu veröffentlichen oder zu betreiben, unbeschadet der 
Bestimmungen in Artikel 9.4. 
 
Artikel 9 - Geheimhaltung und Exklusivität 
 
9.1 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die durch oder im Namen des Auftraggebers verschafften Angaben und 
Informationen gegenüber Dritten, die an der Auftragsausführung nicht beteiligt sind, geheim zu halten. Diese 
Verpflichtung gilt nicht, wenn der Auftragnehmer einer gesetzlichen oder beruflichen Veröffentlichungspflicht 
unterliegt, inbegriffen der sich aus dem „Wet ter voorkoming van witwassen en financieren van terrorisme (wwft)“ 
sowie aus anderen nationalen oder internationalen Gesetzen mit gleichlautendem Zweck ergebenden 
Verpflichtungen, oder wenn der Auftraggeber den Auftragnehmer von seiner Geheimhaltungspflicht entbunden 
hat. Diese Geheimhaltungspflicht erstreckt sich auch über die durch Verarbeitung der erhaltenen Angaben 
resultierenden Ergebnisse. 
 
9.2 Der erste Absatz verhindert nicht vertrauliche kollegiale Gespräche innerhalb der Organisation des 
Auftragnehmers, insofern dies im Erachten des Auftragnehmers zwecks einer sorgfältigen Auftragsausführung oder 
einer sorgfältigen Erfüllung der gesetzlichen und beruflichen Pflicht notwendig ist. 
 
9.3 Der Auftragnehmer ist, sollte er im Rahmen eines Disziplinar-, Zivil-, Schlichtungs-, Verwaltungs- oder 
Strafverfahren für sich selbst auftreten, berechtigt, die Angaben und Informationen zu verwenden, von denen er 
bei der Auftragsausführung Kenntnis erhalten hat, insofern diese seines Erachtens nach von Wichtigkeit sein 
können.  
 
9.4 Vorbehaltlich einer ausdrücklichen vorangegangenen schriftlichen Einwilligung des Auftragnehmers ist es dem 
Auftraggeber untersagt, den Inhalt von Beratungen, Meinungen oder anderen eventuell schriftlichen Äußerungen 
des Auftragnehmers zu veröffentlichen oder Dritten in sonstiger Weise zur Verfügung zu stellen, außer es ergibt 
sich direkt aus dem Vertrag, geschieht zur Erlangung eines Sachverständigengutachtens bezüglich der 
betreffenden Tätigkeiten des Auftragnehmers, der Auftraggeber unterliegt einer gesetzlichen oder beruflichen 
Veröffentlichungspflicht oder wenn der Auftraggeber für sich selbst in einem Disziplinar-, Zivil-, Schlichtungs-, 
Verwaltungs- oder Strafverfahren auftritt. 
 
 



 

9.5 Der Auftragnehmer ist zur Angabe des Namen des Auftraggebers und zur groben Umschreibung der 
ausgeführten Tätigkeiten gegenüber (kommerziellen) Geschäftspartnern des Auftragnehmers als Hinweis auf 
dessen Erfahrung berechtigt. 
 
9.6 Der Auftragnehmer ist zur Verwendung der durch Bearbeitung erhaltenen zahlenmäßigen Ergebnisse für 
statistische oder vergleichbare Zwecke berechtigt, soweit die Ergebnisse nicht auf individuelle Auftraggeber 
zurückzuführen sind. 
 
9.7 Mit Ausnahme der Bestimmungen in den vorangegangen Absätzen ist der Auftragnehmer nicht berechtigt, die 
ihm vom Auftraggeber zur Verfügung gestellten Informationen zu einem anderen als dem ursprünglichen Zweck zu 
verwenden.  
 
Artikel 10 - Persönliche Daten 
 
10.1 Im Rahmen eines von dem Auftraggeber dem Auftragnehmer erteilten Auftrags oder im Rahmen der Erfüllung 
von auf dem Auftragnehmer ruhenden gesetzlichen Verpflichtungen darf der Auftragnehmer persönliche Daten 
des Auftraggebers und/oder mit ihm verbundenen Personen und/oder bei dem Auftraggeber tätigen Personen 
verarbeiten.  
 
10.2 Im Zusammenhang mit der Optimierung seiner Dienstleistung für den Auftraggeber, sowie im Zusammenhang 
mit der Kontaktaufnahme mit dem Auftraggeber und/oder bei dem Auftraggeber tätigen Personen zwecks 
Informationen und Dienstleistungen des Auftragnehmers und Dritter, darf der Auftragnehmer persönliche Daten 
verarbeiten.  
 
10.3 Die Verarbeitung persönlicher Daten durch den Auftragnehmer im Rahmen der in Absatz 1 und 2 erwähnten 
Aktivitäten findet entsprechend der anwendbaren Gesetze und Vorschriften zum Schutz persönlicher Daten statt.  
 
Artikel 11 - Honorar 
 
11.1 Der Auftraggeber schuldet dem Auftragnehmer ein Honorar sowie eine Erstattung entstandener Kosten 
gemäß der bei dem Auftragnehmer üblichen Tarife, Berechnungsmethoden und Arbeitsweisen. 
 
11.2 Der Auftragnehmer hat das Recht, von dem Auftraggeber eine Vorschusszahlung zu verlangen. 

 
11.3 Im Falle einer Änderung der tarifbezogenen Faktoren, wie beispielsweise Löhne und/oder Preise, nach 
Zustandekommen des Vertrags und vor vollständiger Ausführung des Auftrags, ist der Auftragnehmer zur 
entsprechenden Änderung des eher vereinbarten Tarifs berechtigt. 
 
11.4 Alle Tarife verstehen sich ohne Mehrwertsteuer und sonstige Veranschlagungen, die staatlicherseits erhoben 
werden. 
 
Artikel 12 - Zahlung 
 
12.1 Eine Zahlung hat ohne jegliche Abzüge, Rabatte oder Verrechnungen in niederländischer Währung innerhalb 
von vierzehn Tagen nach Rechnungsdatum mittels einer Einzahlung oder Überweisung auf das in der Rechnung 
genannte Bankkonto zu erfolgen. Der Tag der Zahlung ist der Tag des Zahlungseingangs auf dem Bankkonto des 
Auftragnehmers. Beschwerden gegen den Rechnungsbetrag führen nicht zu einem Aufschub der 
Zahlungsverpflichtung des Auftraggebers.  



 

 
12.2 Findet eine Zahlung des Auftraggebers nicht innerhalb der im ersten Absatz genannten Frist oder aber 
innerhalb einer anderen zwischen den Parteien vereinbarten Frist statt, befindet sich der Auftraggeber von Rechts 
wegen in Verzug und ist der Auftragnehmer ab dem Zeitpunkt zur Berechnung der gesetzlichen Zinsen berechtigt.  
 
12.3 Findet eine Zahlung des Auftraggebers nicht innerhalb der im ersten Absatz genannten Frist statt, ist der 
Auftraggeber zur Erstattung aller dem Auftragnehmer entstandenen außergerichtlichen und gerichtlichen 
(Inkasso)Kosten verpflichtet, auch wenn diese eine eventuelle gerichtliche Prozesskostenverurteilung 
überschreiten, insofern keine Prozesskostenverurteilung des Auftragnehmers als unterliegende Partei erfolgt.  
 
12.4 Im Falle eines gemeinsam erteilten Auftrags sind die Auftraggeber bei einer Auftragsbearbeitung zu Gunsten 
der gemeinsamen Auftraggeber für die Zahlung des Rechnungsbetrags sowie der geschuldeten Zinsen und Kosten 
gesamtschuldnerisch haftbar. 
 
12.5 Der Auftragnehmer behält sich das Recht einer vollständigen oder teilweisen Vorschusszahlung und/oder das 
Verlangen von Sicherheitsleistungen vor, wobei der Auftragnehmer im Falle von Nichterfüllung durch den 
Auftraggeber zum Aufschub seiner Erfüllung der Verpflichtungen berechtigt ist. Dies kann auch während der 
Auftragsausführung verlangt werden, wenn die finanzielle Position oder das Zahlungsverhalten des Auftraggebers 
nach Ansicht des Auftragnehmers einen Anlass dazu gibt.  
 
Artikel 13 - Mängel 
 
13.1 Ein Mangel in Bezug auf die ausgeführten Tätigkeiten oder den Rechnungsbetrag muss dem Auftragnehmer 
unter Androhung der Verwirkung (verval) aller Ansprüche schriftlich mitgeteilt werden, und zwar innerhalb von 30 
Tagen nach Versanddatum der Unterlagen oder der Informationen, die der Auftraggeber bemängelt, oder aber im 
Falles eines Nachweises des Auftraggebers, dass er diesen Mangel nicht eher hat entdecken können, innerhalb von 
dreißig Tagen nach Entdeckung des Mangels. 
 
13.2 Eine Mängelrüge führt nicht zu einem Aufschub der Zahlungsverpflichtung des Auftraggebers, außer der 
Auftragnehmer hat dem Auftraggeber mitgeteilt, die Mängelrüge als begründet zu erachten. 
 
13.3 Im Falle einer zurecht geäußerten Mängelrüge hat der Auftragnehmer die Wahl zwischen einer Anpassung 
des in Rechnung gestellten Honorars, der kostenlosen Nachbesserung oder einer erneuten Ausführung der 
betreffenden Tätigkeiten oder aber einer vollständigen oder teilweisen Einstellung des Auftrags samt einer 
Erstattung des bereits gezahlten (anteiligen) Honorars.  
 
Artikel 14 - Haftung 
 
14.1 Der Auftragnehmer verpflichtet sich zum Abschluss einer dauerhaften Haftpflichtversicherung, entsprechend 
den Vorgaben des „Reglement voor de Beroepsuitoefening (RBU)“ des Register Belastingadviseurs, für eventuelle 
Schäden infolge einer unterlassenen, unrichtigen, nicht fristgerechten oder unvollständigen Auftragsausführung. 
Der Auftragnehmer ist auf Nachfrage des Auftraggebers verpflichtet, diesem eine kostenlose Kopie der 
Versicherungsbedingungen dieser Haftpflichtversicherung zu übersenden.  
 
14.2 Bezüglich des Schadensersatzes existiert eine Haftungsbeschränkung bis zu dem durch die in Absatz 1 
genannte Versicherung tatsächlich ausgezahlten Betrag zuzüglich der Selbstbeteiligung. Sollte aus irgendeinem 
Grund und ohne Schuld oder Mitwirken des Austragnehmers keine Auszahlung der in Absatz 1 erwähnten 
Versicherung erfolgen, gilt für jegliche Haftung eine Beschränkung bis zu dem Doppelten des Betrags, den der 



 

Auftraggeber dem Auftragnehmer nach dem Grundsatz der Bestimmung aus Artikel 11 als Honorar (exklusive 
Mehrwertsteuer) aufgrund der Tätigkeiten, auf die sich das schadenursächliche Ereignis bezieht oder womit dieses 
in Zusammenhang steht, gezahlt hat und/oder noch schuldet, beschränkt auf einen Höchstbetrag von 
dreihunderttausend Euro (€ 300.000,-). 
 
14.3 Die in dem vorangegangenen Absatz bestimmte Haftungsbeschränkung gilt nicht für Schäden infolge von 
Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit des Auftragnehmers.  
 
14.4 Der Auftragnehmer haftet jedoch nicht für: 
- dem Auftraggeber oder Dritten entstandene Schäden infolge von falschen oder unvollständigen Angaben oder 
Informationen seitens des Auftraggebers oder infolge eines Verhaltens oder Unterlassens des Auftraggebers;  
- dem Auftraggeber oder Dritten entstandene Schäden infolge eines Verhaltens oder Unterlassens von 
Hilfspersonen, die von dem Auftraggeber oder Auftragnehmer eingesetzt wurden (Arbeitsnehmer des 
Auftragnehmers ausgenommen), auch wenn diese bei einer mit dem Auftragnehmer verbundenen Organisation 
tätig sind; 
- dem Auftraggeber oder Dritten entstandene Betriebsschäden, mittelbare Schäden oder Folgeschäden. 
 
14.5 Eine Forderung auf Schadensersatz muss spätestens zwölf Monate, nachdem der Auftraggeber den Schaden 
entdeckt hat oder vernünftigerweise hätte entdecken müssen, bei dem Auftragnehmer eingereicht sein, 
andernfalls verfällt das Recht auf Schadensersatz.  
 
14.6 Der Auftraggeber ist verpflichtet, den Auftragnehmer von allen Ansprüchen Dritter - Gesellschafter, 
Geschäftsführer, Aufsichtsratsmitglieder und Personal des Auftraggebers sowie Personal von verbunden 
Rechtspersonen und Unternehmen und sonstigen, die an der Organisation des Auftraggebers beteiligt sind 
inbegriffen - frei zu stellen, die aus Tätigkeiten des Auftragnehmers zugunsten des Auftraggebers resultieren oder 
damit in Zusammenhang stehen, außer wenn die Ansprüche die Folge von Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit des 
Auftragnehmers sind. 
 
14.7 Der Auftraggeber stellt den Auftragnehmer insbesondere von Forderungen Dritter aufgrund von Schäden, die 
durch die Weitergabe falscher oder unvollständiger Informationen durch den Auftraggeber verursacht wurden von 
der Haftung frei, es sei denn, der Auftraggeber weist nach, dass diese Schäden in keinem Zusammenhang mit 
einem schuldhaften Verhalten oder Unterlassen seinerseits oder durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit des 
Auftragnehmers verursacht wurden. Ansprüche Dritter beinhalten ebenfalls mögliche dem Auftragnehmer als 
Mittäter eines steuerrechtlichen Versäumnisses auferlegte verwaltungsrechtliche Bußgelder.  
 
Artikel 15 – Verjährung 
 
Soweit diese allgemeinen Geschäftsbedingungen keine anderen Bestimmungen enthalten, verjähren sämtliche 
Amsprüche des Auftraggebers gegenüber dem Auftragnehmer, im Zusammenhang mit dessen Ausführung von 
Tätigkeiten, auf jeden Fall ein Jahr nach dem Zeitpunkt, zu dem der Auftraggeber Kenntnis von diesem Anspruch 
hatte oder vernünftigerweise hätte haben müssen.  
 
 
 
 
 
 
 



 

Artikel 16 - Rechtswahl und Gerichtsstand 
 
16.1 Auf alle Verträge zwischen dem Auftraggeber und Auftragnehmer ist niederländisches Recht anwendbar. 
 
16.2 Wenn die Parteien ausdrücklich schriftlich nichts anderes vereinbaren, werden alle im Zusammenhang mit 
den Verträgen zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer stehenden Streitigkeiten dem zuständigen Gericht am 
Sitz des Auftragnehmers vorgelegt.  
 
16.3 Abweichend zu dem vorangegangenen Absatz können sich Auftraggeber und Auftragnehmer für eine andere 
Art der Streitschlichtung entscheiden. 
 
16.4 Der Auftraggeber kann seine Beschwerde bei der zuständigen Disziplinarstelle, dem Raad van Tucht van het 
Register Belastingadviseurs, einreichen. Der Raad van Tucht wird den Parteien vor einer Behandlung der 
Beschwerde vorschlagen, die Streitigkeit mittels Mediation zu schlichten.  
 
17. Änderungen 
 
17.1 Der Auftragnehmer ist jederzeit zur Änderung dieser allgemeinen Geschäftsbedingungen befugt. 
 
17.2 Änderungen sind für den Auftraggeber nur dann von verbindlicher Art, wenn die geänderten allgemeinen 
Geschäftsbedingungen bei einer Handelskammer (Kamer van Koophandel en Fabrieken) oder der Geschäftsstelle 
eines Gerichtsbezirks (griffie van een arrondissementsrechtbank) hinterlegt wurden, und der Auftragnehmer den 
Auftraggeber über die Änderungen der allgemeinen Geschäftsbedingungen benachrichtigt hat sowie vierzehn Tage 
nach Datum der Benachrichtigung  ohne Mitteilung einer Nichtannahme der Änderungen des Auftraggebers 
verstrichen sind.  
 
Diese allgemeinen Geschäftsbedingungen wurden am 21. Februar 2011 unter der Nummer 51/2011 bei der 
Rechtbank in Utrecht hinterlegt. 
 
Register Belastingadviseurs Brenkmanweg 6 4105 DH Culemborg Telefoon (0345) 54 70 00 info@rb.nl 
www.rb.nl 

 


